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Pflege nach Kassenlage?
Sozialhilfeträger bestimmen das Niveau in der stationären Pflege

schleswig-holstein
report

Im Vergleich zu anderen Bundesländern weist
Schleswig-Holstein eine ungewöhnlich hohe Quote
an stationär Pflegebedürftigen auf. Rund 40 % aller
Pflegebedürftigen in Schleswig-Holstein werden in
der stationären Dauerpflege versorgt. Bundesweit
sind es nur rund 30 %. In der ambulanten Versor-
gung liegt Schleswig-Holstein damit auch deutlich
unter den bundesweiten Anteilen, d. h., nur 20 %
aller Pflegebedürftigen wählen die ambulante Pflege
durch professionelle Dienste (bundesweit 22 %). 
42 % organisieren die Pflege selbst und beziehen
Pflegegeld (bundesweit rund 48 %). Damit zeigt sich
deutlich eine überhöhte Inanspruchnahme der sta-
tionären Pflege zu Lasten der ambulanten Versor-
gung. Der Grundsatz „ambulante Versorgung vor
stationärer Heimaufnahme“ wird in Schleswig-Hol-
stein umgedreht.

Ursache ist auch die Steuerung durch die „klammen“
Sozialämter. Da die Zuschüsse bei ambulanter Ver-
sorgung durch die Pflegekassen kraft Gesetz niedri-
ger ist, werden Sozialhilfeempfänger in die stationäre
Pflege gewiesen, die zwar insgesamt teurer – aber für
die Sozialämter billiger ist. Ebenfalls wird durch die
Sozialämter eine Steuerung in der Heimauswahl vor-
genommen. Günstigere Pflegeheime werden bevor-
zugt belegt. Teurere von der Wahlfreiheit des Pflege-
bedürftigen ausgeklammert. Diese Praxis widerspricht
gleich zwei gesetzlichen Forderungen des Sozialge-
setzbuches: Dem der freien Wahl der Einrichtung und
dem Grundsatz „ambulant vor stationär“. Ganz ab-
surd scheint vor diesem Hintergrund die Einführung
neuer Wohnformen. Denn der Platz für einen Bewoh-

ner mit Pflegstufe 1 in der ambulanten Wohngemein-
schaft kostet im Monat rund 2.000 Euro. Die Pflege-
versicherung würde davon rund 400 Euro zur Verfü-
gung stellen – 1.600 Euro müssten in Eigenleistung
aufgebracht werden. Für diesen großen Rest springt
also das Sozialamt ein. Billiger für die öffentliche
Hand ist es deshalb, die Person gleich in einem ein-
fachen Pflegeheim unterzubringen, dann bekäme sie
nämlich rund 1.000 Euro von der Pflegeversicherung
– und das Heim ist meist auch noch günstiger. So
herum bliebe der Rest fürs Sozialamt klein.

Nun blockieren die Sozialämter zudem auch die Ent-
wicklung der personellen Ausstattung in der Pflege.
Die Pflegekassen können die Forderungen der Träger
von Pflegeeinrichtungen nachvollziehen, die perso-
nelle Ausstattung in den Einrichtungen zu verbessern.
Aus dem aktuellen Qualitätsbericht des MDK ist dieser
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abzuleiten. So sollte der Personalschlüssel durch eine
Freistellung der Pflegedienstleitung erweitert, die Er-
weiterung des Qualitätsmanagements finanziert und
die komplexen Zusatzleistungen geregelt werden. Ein
notwendiges – aber pflegesatzrelevantes Maßnahmen-
bündel und von jährlich rund 10 Millionen Euro. Die
Sozialhilfeträger halten sich aber mit Hinweis auf die
schlechte Kassenlage mit der Zustimmung zurück.

Dass die Pflege in Schleswig-Holstein zu verbessern
ist, bekunden auch die Sozialämter in den internen
Verhandlungsrunden der „Gemeinschaft der Kosten-
träger“. Wenn es aber zum Schwur kommt, wie meist
in der Finanzierungsfrage, berufen sie sich allerdings
auf die Klausel, dass mit ihnen „Einvernehmen“ her-
zustellen sei. Dies führt zu grotesken Situationen bei-

spielsweise vor dem Schiedsamt, in denen die Pflege-
kassen gegen ihre eigene Überzeugung handeln
müssen und gezwungen sind, einen für ihre Versi-
cherten unerträglichen Zustand zu vertreten. Statt eine
öffentliche Bankrott-Erklärung abzugeben, bestimmen
die von Haushaltssperren blockierten Sozialämter, wie
die Pflege vor Ort auszusehen hat. Unerträglich ist
auch, dass die Kritik an der Situation fälschlicherweise
den Pflegekassen angelastet wird, denn sie sind im-
mer der erste Ansprechpartner, gehen in die Einrich-
tungen und führen die Verhandlungen. Städtetag,
Städtebund, Gemeindetag und Landkreistrag, die
kommunalen Landesverbände als regionale Träger
der Sozialhilfe sollten ihrem Amt endlich ein Armuts-
zeugnis ausstellen, damit Offenheit herrscht, wer für
die Misere zuständig ist.

Peter Zimmermann (48), designierter Ge-
schäftsführer des MDK Nord über Hinter-
gründe der bevorstehenden Fusion des MDK
Hamburg und Schleswig-Holstein.

Wann ist die Fusion perfekt?

Wenn die Aufsichtsbehörden zustimmen,
können wir im Januar 2006 loslegen.

Wie lange haben Sie verhandelt?

Die Idee gärte seit vier Jahren. Dann haben die
Selbstverwaltungen und Kassenvorstände die Ver-
handlungen maßgeblich vorangetrieben. Im Auftrag
der beiden Verwaltungsräte von MDK Hamburg und
MDK Schleswig-Holstein nahm der Kooperationsrat
unter der Leitung von Dietmar Katzer (VdAK/AEV)
und Reinhard Wenzek (AOK) Anfang 2004 die Ver-
handlungen zur Ausgestaltung der Fusion auf. Sozi-
alminister a.D. Professor Günther Jansen übernahm
die Begleitung des externen Prozessmanagements. 

Welches Ziel verfolgt die Fusion?

Die Partner wollen mit einem Qualitätssprung
den guten medizinischen Standard weiter ausbauen
und gleichzeitig effizienter werden. Dass uns dies ge-
lingt können wir bereits jetzt absehen. Gemessen an
dem Haushaltsabschluss 2004 wollen wir über 10
Prozent der Kosten einsparen. Für die kommenden
vier Jahre rechnen wir mit etwa 5 Millionen Euro.

Was haben unsere Mitgliedskassen davon?

Die erhobene Umlage pro Versicherten wird spürbar
sinken. Besonders für die Kassen in Hamburg wird sich
der Zusammenschluss lohnen. Dort sinkt bereits 2006
die Umlage um rd. 2 Euro auf 12,23 Euro. Selbst hier
wird es noch einige Cent weniger als in den Vorjahren.

Wo und wie wird gespart?

Dass die Qualität nicht leiden darf, ist klar. Die
Fusion ermöglicht aber Synergien im Personal – vor
allem im administrativen Schreibbereich. Etwa ein
Viertel der 350 Stellen können in den kommenden
Jahren eingespart werden, mit beiden Personalräten
unter Beteiligung von Verdi wurde eine entsprechende
Fusions-Dienstvereinbarung ausgehandelt.
Schließlich gilt es, den Strukturen der Träger und Leis-
tungserbringer angepasst zu arbeiten. Und erst ab
einer bestimmten Betriebsgröße ist es sinnvoll, ärztli-
che Spezialisten effizient und ihrem Profil entspre-
chend ausgelastet gutachterlich einzusetzen. Künftig
vermieden werden soll aber auch die parallele Be-
gutachtung. Diese entsteht, wenn Patienten aus dem
jeweils benachbarten Bundesland eine Klinik auf der
anderen Seite der Landesgrenze besuchen.

Welches waren die schwierigsten Hindernisse?

Der Zusammenschluss stand anfangs nicht ge-
rade unter einem glücklichen Stern: Vorangegangen
war eine dreijährige Phase der Willensbildung, die
mit einer herben Enttäuschung endete. Der MDK
Mecklenburg-Vorpommern stieg als dritter Partner
aus. Zu unterschiedliche Strukturen und Aufgaben
verhinderten ein gleichzeitiges Zusammenwachsen. 

Medizinische Dienste Schleswig-Holstein und Hamburg fusionieren
Einsparpotenzial ausgelotet



Und Hamburg und Schleswig-Holstein haben
sich sofort gemocht?

In vielen kleinen und großen Schritten haben
wir uns angenähert. Unterschiedliche Unterneh-
mensphilosophien, Arbeitsabläufe, IT-Systeme und
Leistungsstandards waren abzugleichen und der
Strategie des MDK Nord anzupassen. Aber den-
noch ging der Zusammenschluss relativ geräuschlos
und zügig vonstatten. Ein großes Lob gilt allen Mit-
arbeitern, die die Fusion während des laufenden
Geschäftes zusätzlich gemanagt haben ohne das
Tagesgeschäft zu vernachlässigen.

Ist die Geräuschlosigkeit Grund für das all-
gemeine Lob, die Vorbildfunktion dieser Fusion?

Im Ergebnis ja. Es bedurfte ungeheurer Abstim-
mungsleistungen, die seit Ende der 80er gewachse-
nen Strukturen zu reformieren. Hier bewiesen alle
Beteiligten erhebliches Fingerspitzengefühl. Zusam-
mengeschweisst werden musste ein Stadtstaat mit
vielen Spezialeinrichtungen und ein Flächenland mit
übersichtlicher Versorgungsstruktur. Daneben galt
es die unterschiedlichen Interessenlagen der Kassen
zu berücksichtigen, die den einzelnen Schritten der
praktischen Gestaltung mehrheitlich zustimmen
mussten. Während die Kassen in Hamburg einstim-

mig für die Fusion votierten, sprach sich die AOK
Schleswig-Holstein dagegen aus.

Da gab es doch sicher auch eine Menge per-
sönlicher Befindlichkeiten?

Das bleibt nicht aus, aber auch hier galt: Der
ziel- und sachorientierte Umgangston bestimmt die
Motivation und das Engagement der Mitarbeiter. 

Ich persönlich befürworte Hamburg als Sitz des neuen
MDK Nord. Das operative Geschäft in Schleswig-Hol-
stein bleibt davon unberührt, wir erhalten die Be-
ratungs- und Begutachtungszentren in Flensburg, Kiel,
Itzehoe und Lübeck mit ihren Außenstellen u.a. in
Neumünster und Pinneberg. Mehr noch: Durch zen-
trale ärztliche Fachkompetenz wollen wir eine überre-
gionale Unterstützung im Tagesgeschäft forcieren. 

Wie verteilt sich der Verwaltungsrat?

Von den 17 Mitgliedern sind 6 von den Ersatz-
kassen, 4 von der AOK, 3 von der BKK und je 2
von der IKK und LKK/Gartenbau.

Die Ersatzkassenverbände wünschen Ihnen und
dem Ärztlichen Leiter Dr. Björn Buxell eine glück-
liche Hand!
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Abrechnungsmanipulation:
Leistungerbringer im Visier

Kriminalität im Gesundheitswesen kostet die Kassen
bundesweit jährlich eine Milliarde Euro. Tendenz stei-
gend – auch in Schleswig-Holstein. Seit 2003 koope-
rieren deshalb die Ersatzkassen im Land und kommen
immer mehr Leistungserbringern auf die Spur, die ver-
suchen, sich auf Kosten der Versichertengemeinschaft
zu bereichern. Rechtliche Grundlage der Bekämpfung
von Abrechnungsmanipulation ist der Paragraph 197a
im fünften Sozialgesetzbuch der die Einrichtung von
organisatorischen Einheiten zur Bekämpfung von Fehl-
verhalten im Gesundheitswesen fordert.

Im Visier sind Ärzte, Zahnärzte, Apotheker und Thera-
peuten, die Leistungen abgerechnet haben, die entwe-
der nicht erbracht oder aber nicht notwendig waren.
Daneben geht es um verbotene Zuweisung gegen Pro-
vision bis hin zur Fälschung von Mengenangaben auf
Rezepten und Nicht-Weiterleitung von verdeckten Rabat-
ten. Dass dies längst kein Kavaliersdelikt ist, zeigt die
Tatsache, dass die Beitragssätze zur Krankenversiche-
rung um immerhin 0,1 Prozent für alle Versicherten sin-
ken könnten, wenn die Betrügereien aufhören würden.

Somit wirkt sich der Schaden nicht nur auf die jeweili-
ge Krankenkasse aus, sondern auf die Versichertenge-
meinschaft. 

Innerhalb der vergangenen drei Jahre sind allein bei
den Ersatzkassen in Schleswig-Holstein 51 Fälle der
Abrechnungsmanipulation behandelt worden. Der
Schwerpunkt lag mit 24 Fällen bei den so genannten
„Sonstigen Leistungserbringern“, also Therapeuten, Sa-
nitätshäusern und Optikern. Ein besonderes Augen-
merk liegt außerdem auf Taxiunternehmen. Oftmals
wurden zu viele Kilometer oder ein überhöhter Kilome-
terpreis abgerechnet. Die Ahndung des bislang „größ-
ten Fisches“ steht allerdings noch aus. Die undurchsich-
tigen Abrechnungen zahntechnischer Leistungen liegen
der Staatsanwaltschaft vor. Die Ermittlungen laufen seit
einiger Zeit. Für das laufende Jahr 2005 liegen der Ar-
beitsgruppe bereits rund 30 Fälle vor.

Übrigens sollte sich jeder an seine Krankenkasse wen-
den, wenn er von rechtswidrigen Praktiken betroffen ist
oder davon erfährt.
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Auch wenn der Frost noch auf sich warten ließ, läute-
ten die Ersatzkassenverbände die Saison mit dem
ersten offiziellen Grünkohlessen des politischen Jah-
res ein. Landtagspräsident, Regierungsmitglieder,
Landtagsabgeordnete und Akteure aus dem Gesund-
heitswesen trafen sich zum Meinungsaustausch. Die

Themen hatte Berlin vorgegeben. In seinem Gruß-
wort wünschte Landtagspräsident Martin Kayenburg
der großen Koalition in Berlin Glück: „Wir hätten ei-
niges eleganter und schlanker gemacht.“ Schwarz-
Gelb und Rot-Grün hätten jetzt durch ihre Versäum-
nisse in der Vergangenheit die Verantwortung für die
aktuelle Misere zu tragen. Förderalismus sei auf je-
den Fall richtig, da sich niemand mehr hinter Misch-
finanzierungen verstecken könne. Jetzt muss das
Land sagen, wie es geht. Private Puplic Partnership
(PPP) sei auch hier nachdenkenswert. Eine Legitima-
tionsberechtigung des Parlamentarischen Abends
gab er den Abgeordneten mit auf den Weg: Die Mit-
glieder des Landtages dürften nicht vergessen, ihre
Meinungen im Gespräch mit Verbänden zu überprü-
fen. Den Ersatzkassen als mitgliederstärkste Kassen-
art wünschte er, dass die Versichertenbewegungen
gestoppt würden: „Ein Problem der Qualität ist es
jedenfalls nicht“, erklärte Kayenburg.

Dietmar Katzer machte zur Einführung in den Abend
aus seinem Unmut keinen Hehl „über das eitle Getue
von Steinbrück, Stoiber oder Koch, gepaart mit einer
Verhandlungsstrategie, die mich an Basare erinnert“.
Die längerfristige Finanzierung des Gesundheitswe-
sens und der Pflegeversicherung seien Kernthema
und Mobilisierungseffekt im Wahlkampf 2005 gewe-
sen. „Kopfpauschale oder Bürgerversicherung“ waren
die Überschriften. Eine Koalition zu verabreden ohne
das Herzthema des Wahlkampfes im Kompromiss
vertraglich zu regeln könne nun niemand nachvollzie-
hen, so Katzer. Eine große Chance sei vertan worden,
in den zuerst Namen und Posten verteilt worden sind
und keine strategischen Inhalte für die Verringerung
von Arbeitslosigkeit, Wirtschaftswachstum oder Siche-
rung der Sozialsysteme.

Für den Wunsch des Universitätsklinikums Schles-
wig-Holstein nach einer bundesweiten Baserate
äußerte Katzer Verständnis. Aber die Landes-Base-
rate sei das Produkt einer Verhandlungsrunde auf
Basis der schleswig-holsteinischen Daten und spie-
gele gerade die Wirtschaftlichkeit unserer Häuser
wider. „Man kann nicht einerseits regionale Ge-
sundheitspolitik einfordern und andererseits von
Bundeseinheitlichkeit träumen.“ Auch die durch-
schnittlichen Gehälter in Schleswig-Holstein seien
niedriger als in Hamburg.

Für die Versicherten würden die Kosten explodie-
ren: „Alleine die Erhöhung der Baserate von 6 Euro
führt in Schleswig-Holstein zu Mehrausgaben von 1
Million Euro – pro Kasse!“

11. Parlamentarischer Abend der Ersatzkassenverbände
„Große Koalition“ und „Uni Klinik“

Walter Olgemöller (DAK), Prof. Dr. Bernd Kremer (UK SH),
Thomas Stritzl (CDU)

Staatsekretär Dr. Hellmuth Körner (Sozialministerium), Dietmar
Katzer (VdAK/AEV), Claus Möller (SPD), Landtagspräsident Mar-
tin Kayenburg (CDU)

Ludger Buitmann (VdAK/AEV), Prof. Dr. Heinrich Rüschmann,
Henning Kutzbach (Barmer)
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Außerdem seien die Ersatzkassenverbände dem
Universitätsklinikum mit dem Strukturvertrag von 9,5
Millionen Euro bei der Lösung der Konvergenzpro-
blematik weit entgegengekommen. Eine totale Priva-
tisierung der Uniklinik Schleswig-Holstein sei aber
keinesfalls die Lösung aller Probleme. Schließlich
wolle jeder Investor seinen Kaufpreis refinanzieren –
mindestens eine Rendite von 10 Prozent. Und dies
gehe immer zu Lasten der Versicherten in der GKV.

Zur Situation seines Hauses erklärte Prof. Dr. Bernd
Kremer, der Vorstandsvorsitzende der Universitätsklini-
kums Schleswig-Holstein, dass es angesichts des Fu-
sionsprozesses der Standorte Lübeck und Kiel wichtig
sei „Gräben, die gerade erst zugeschüttet sind, nicht
wieder aufzureißen.“ Und hinsichtlich des Wunsches
nach Einführung einer Bundes-Baserate erklärte er sein
„Lieblingsbeispiel“: Hätte das Universitätsklinikum
Schleswig-Holstein in Hamburg gestanden, hätte es bei
der dortigen Baserate keine Verluste, sondern 29,7
Millionen Euro verdient – also das Defizit abgebaut und
Lob vom Land geerntet. Das Pech sei, in Schleswig-Hol-
stein einziger Maximalversorger zu sein und keinen
Konkurrenten zu haben, mit dem man gemeinsam die
Bundes-Baserate hochhalten könne. Aber: „Wir wollen
nicht leugnen, dass wir schlanker werden wollen“, sag-
te Professor Kremer. Allerdings könne nicht an den
Operationen und deren medizinischer Qualität gespart
werden. Finanzvorstand Günther Zwilling ergänzte,
dass in den vergangenen drei Jahren 30 Millionen Eu-
ro eingespart und 500 Vollzeitkräfte abgebaut wurden.
Die Sachkosten beliefen sich auf rund 200 Millionen
Euro – 120 Millionen davon für medizinischen Bedarf.
Einsparpotenziale erforderten aufgrund der ungünsti-
gen Gebäudestrukturen mit langen Wegen zunächst
Investitionen von rund 2 Millionen Euro, dann könnten
von den 40 Operationssälen 15 eingespart werden.
„Privates Kapital wäre hier hilfreich“, so Zwilling.

Rudolf Facklam (VdAK/AEV), Günter Neugebauer (SPD) 
und Dr. Johann Brunkhorst (TK)

Ragnar Braun (GEK), Ursula Sassen (CDU) und
Staatsekretär a.D. Klaus Gärtner

Cord-Eric Lubinski (DAK), Jutta Schümann (SPD) 
und Günter Zwilling (UK SH)

Wolfgang Seichter und Martin Hentschel (Bündnis
90/ Die Grünen)

Herbert Geiling (KKH) und Wolfgang Baasch (SPD)



Die Zahl der Menschen über 70 Jahren in Schles-
wig-Holstein wird in den kommenden 15 Jahren
rapide Ansteigen: Von jetzt 343.000 auf 488.000.
Deshalb müssen neue Versorgungsstrukturen den
demografischen Herausforderungen begegnen. Ein
erster Schritt ist das Drei-Stufen-Konzept für eine
sektorenübergreifende geriatrische Versorgung.

Ziel einer Vernetzung niedergelassener Ärzte und
geriatrischer Kliniken ist, die Versorgungsqualität zu
erhöhen und gleichzeitig die Kosten im Griff zu be-
halten. Frühzeitige Diagnostik soll eine individuelle
Therapie sichern: Ambulant, Tagesstationär oder in
der Geriatrie. Schulungen der Leistungserbringer
stellen sicher, welche Patienten welchen speziellen
Bedarf an Behandlung und Pflege benötigen. Kon-
kret sollen Hausärzte und Kliniktherapeuten in
Teamsitzungen über die individuellen Möglichkeiten
beraten, um Unter- aber auch Überversorgung
auszuschließen. Dabei geht es auch darum, wirt-

schaftliche Potentiale zu heben, die im Grundsatz
„ambulant vor stationär“ verborgen sind.

Die Ersatzkassen in Schleswig-Holstein stehen für
eine rasche und konstruktive Umsetzung. Vorge-
schlagen ist der Start in zwei Kreisgebieten als Mo-
dellregionen für maximal drei Jahre. Aus den hier
gewonnenen Erfahrungen können wichtige Erkennt-
nisse bei der anschließend flächendeckenden Um-
setzung berücksichtigt werden.

Gefordert sind feste Gesamtbudgets und die Fest-
schreibung der Leistungsmengen der Geriatrien im
Land. Denn klar ist, dass die neue Versorgungs-
struktur zu erheblichen Mehrausgaben führen wird.
Betrugen die Kosten für die teilstationäre und sta-
tionäre geriatrische Versorgung in diesem Jahr
noch rund 30 Millionen Euro, rechnen die Kassen
mit 35 Millionen Euro, wenn das Drei-Stufen-Kon-
zept inklusive einer klinischen Vollversorgung greift.
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Demografische Entwicklung ernst nehmen:
Ambulantes geriatrisches Versorgungskonzept

Nichts ist so gut, als dass man es nicht schlecht re-
den könnte. Erst recht die Landes-Baserate. Kaum
haben sich die Beteiligten in jahrelangen, zähen
Verhandlungen geeinigt, nutzen interessierte Kreise
die politische Verunsicherung, um Nachschlag zu
fordern: Die Bundes-Baserate müsse nun her, weil
dies angeblich die gerechtere Lösung für alle sei.
Gerechtigkeit wird hier allerdings als „mehr Geld“
definiert, denn die Bundes-Baserate liegt um durch-
schnittlich 150 Euro pro Fall höher als die Landes-
Baserate in Schleswig-Holstein. Offensichtlich aber
wollen die einen – die nämlich teurer als Landes-
Baserate behandeln – eigene Ineffizienzen decken.
Diejenigen, die günstiger therapieren, träumen von
Luftschlössern, indem sie sich mit zusätzlichem
Geld auf Bundeskosten eindecken wollen.

Dabei fing alles so harmonisch an: Die Partner
Krankenkassen und Krankenhäuser verständigten
sich auf eine durchschnittliche Summe von 2.639
Euro pro Fall. Das öffentlich angeprangerte „Liqui-
ditätsproblem“ der Krankenhäuser schien behoben,
das durch die unklare Vergütungshöhe während
der Einigungsphase entstanden war. Die Kassen
hatten die stetig steigenden Krankenhauskosten im
Griff, denn die willkürliche Finanzierung nach

Krankenhaus-Aufenthaltsdauer konnte durch die
Vergütung nach Schwere einer Erkrankung – so
genannte „Fallpauschalen“ – ersetzt werden. End-
lich konnte sich die Qualität in der Behandlung
bezahlt machen.

Natürlich sollte man nicht versuchen, einem Wirt-
schaftsunternehmen das Solidarsystem der Gesetz-
lichen Krankenversicherung zu erklären, wenn ein
finanzieller Vorteil winkt. Allerdings ist das Hoffen
der Kliniken auf die Bundes-Baserate ein Schielen
nach der „schnellen Mark am Bahnhof“. Zwar liegt
die gedachte Bundesrate bei etwa 2.850 Euro. Und
würde diese auch in Schleswig-Holstein eingeführt,
lägen die ineffizienten Häuser über der Messlatte
und dürften unwidersprochen so weiter wirtschaften
wie bisher. Die effizienten Häuser dürften sich aber
außerdem über durchschnittlich gut 250 Euro extra
pro Fall freuen. Beides macht aber ökonomisch
keinen Sinn, wenn man ein Preis-/Leistungsverhält-
nis im Krankenhauswesen erreichen möchte. 

Ein Blick über den Tellerrand sorgt für mehr Klar-
heit: Für hochpreisige Kliniken in Hamburg und
Berlin wäre die Einführung der Bundes-Baserate
der Ruin. Denn diese Kliniken verlören dann 150

Warten auf die Bundes-Baserate:
„Luftschloss“ oder „schnelle Mark am Bahnhof“



Euro pro Fall, weil hier die Landes-Baserate billiger
gewesen wäre. Außerdem würde die Einführung
der Bundes-Baserate eine gigantische Geld-Umver-
teilungsmaschine innerhalb der GKV installieren.
Insbesondere die Orts- und Innungskrankenkassen
bekämen massive Probleme. Wie sollte etwa eine
kleine IKK in Schleswig-Holstein 250 Euro mehr pro
Fall schultern? Die Hände reiben könnte sich nur
eine AOK-Hamburg oder -Berlin, die 150 Euro we-
niger bezahlen müsste. 

Aber auch Positives gibt es zu vermelden. Dass in
2005 erstmals die Kappung gegriffen hat, ist im

Lande auf fruchtbaren Boden gefallen. Erste Reak-
tionen sind Synergieprozesse die zeigen, dass die
Fallpauschalen wirken. Erste Zusammenschlüsse
von Häusern haben stattgefunden, Leistungen wer-
den konzentriert, regionale Verbünde und Einkaufs-
gemeinschaften haben sich gebildet. Realistischer-
weise sitzen deshalb die Kassenverbände und
Krankenhausgesellschaft weiter als Partner im Ge-
sundheitswesen am Verhandlungstisch und beraten
die Landes-Baserate 2006. Und wie man nach ers-
ten Sondierungsgesprächen hört, werden die Ge-
spräche auch nach der Umorientierungsphase po-
sitiv verlaufen.
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Ersatzkassenforum „Kampf dem Brustkrebs
Experten bestätigen Vorreiterrolle in Schleswig-Holstein

„Schleswig-Holstein ist in der Bekämp-
fung von Brustkrebs führend“ lautete
das Fazit der Expertenrunde des Dis-
kussionsforums der Ersatzkassenver-
bände in Schleswig-Holstein. Dietmar
Katzer, Leiter der VdAK/AEV-Landesver-
tretung, lobte die Partner im Gesund-
heitswesen, die endlich alle an einem
Strang ziehen. Mit Einführung der
Behandlung durch die Qualitätsgesi-
cherte Mamma-Diagnostik, dem zu-
künftigen Mammografie-Screening und
den strukturierten Behandlungspro-
grammen DMP (Disease-Manage-
ment-Programme) sowie der Krebsvor-
sorge und Eigenuntersuchung durch
Abtasten ist ein Vierklang gefunden,
der bundesweit Maßstäbe setzt.

Gesundheitsministerin Dr. Gitta Trauernicht räumte
ein, „dass auf allen Feldern noch Handlungsbedarf
besteht“. Insbesondere bedauerte sie, dass die Pri-
vate Krankenversicherung QuaMaDi nicht beigetre-
ten ist: „Damit hat sie ein Signal verpasst.“ Profes-
sor Dr. Ingrid Schreer, Leiterin des Mamma-Zen-
trums an der Universität Kiel, berichtete, dass ins-
besondere durch die Einführung von QuaMaDi 20
Prozent mehr Krebsgeschwüre rechtzeitig entdeckt
worden sind. Dr. Alexander Katalinic von der Uni-
versität Lübeck ergänzte, dass die Rate der Sterb-
lichkeit durch Brustkrebs in Schleswig-Holstein in
den vergangenen Jahren um zehn Prozent gesun-
ken ist. „Allerdings gehen immer noch ein Zehntel
aller Frauen nicht zur Mammografie – obwohl sie
eine Überweisung des Arztes bekommen haben.“
Peter Zimmermann, Geschäftsführer des MDK-

Schleswig-Holstein, sagte, dass hierzulande 1.800
Frauen vom Brustkrebs – aber auch 12 bis 18
Männer betroffen sind. Dr. Klaus Bittmann, Vor-
stand der Kassenärztlichen Vereinigung, erklärte,
dass die Ärzte in Schleswig-Holstein über eine hohe
Lernbereitschaft verfügen. Er warb jedoch um Ver-
ständnis, dass „Freiberufler grundsätzlich kritisch
sind, wenn es um staatlich verordnete Behand-
lungsrichtlinien geht“.

Alle Beteiligten waren sich einig, dass für die Zu-
kunft eine verstärkte Integration der Rehabilitation
und Sterbebegleitung in die Brustkrebs-Behand-
lungskette bedacht werden müsse. Für die Erfolgs-
messung aller einzelnen Diagnose- und Behand-
lungsbemühungen sei wichtig, alle unterschiedli-
chen Datenarten über längere Zeiträume auszu-
werten.

Peter Zimmermann (MDK, Dr. Klaus Bittmann (KV), Ministerin Dr. Gitta
Trauernicht, Moderator Patrik Baab (NDR), Prof. Dr. Ingrid Schreer ( UK
SH) und Dr. Alexander Katalinic (UK SH)



Intravenöse Reise 
im Mikro-U-Boot

Ein Kinderbuch? Ja – aber von den Er-
satzkassenverbänden zur „heimlichen
Lektüre“ gerade für Erwachsene emp-
fohlen. Beantwortet es doch so man-
che Frage, die sich selbst Experten im

Gesundheitswesen stellen. Erfolgsautor Professor Diet-
rich Grönemeyer, Professor für Radiologie und Mikro-
therapie, hat eine erfolgversprechende Rezeptur zusam-
mengemixt: Profunde Sachkenntnis, Abenteuerlust und
Fantasy lassen den Vergleich mit Jules Verne durchaus
zu. Visionär insbesondere sein Kostenbewusstsein: Wo
andere sündhaft teure Medikamente ohne überzeugen-
de Wirkung verschreiben, greift er zu Hausmitteln – 
aus allen Ecken der Erde. Ohne dabei den Nutzen der
High-Tech-Medizin zu verleugnen.

Der 12-jährige Naseweis Nanolino besucht die Praxis 
von Dr. X und seiner schrillen Assistentin Micro Minitech.
Mit einem Verkleinerungsapparat schrumpft sich Nano-
lino heimlich auf mikroskopische Größe und steuert mit
einem Mini-U-Boot durch den menschlichen Körper. Was
er dort erlebt ist nicht nur spannend sondern lehrreich.
Wer diese Geschichte liest, wird nicht umhin können,
sorgfältiger mit seinem Körper umzugehen. 
Ergo: Buch gewordene Prävention. 

Dietrich Grönemeyer: Der kleine Medicus. Rowohlt-Ver-
lag, Reinbek bei Hamburg. 360 Seiten, 22,90 Euro

B † C H E R

Gespräche am Wasser
Die traditionelle Fachtagung der Ersatzkassenverbände
in Schleswig-Holstein „Gespräche am Wasser“ zum
Jahresbeginn 2006 findet statt am Mittwoch, dem 
18. Januar, um 18.30 Uhr in Kiel. 

Zu Gast sind Ministerpräsidentin a.D. Heide Simonis
(UNICEF), Ministerin Dr. Gitta Trauernicht, (MSGF) und
Dr. Doris Pfeiffer (VdAK/AEV).

T E R M I N E

Ärztliche Not?
Es war einmal eine Ärztin in Rendsburg, die verfiel in ih-
rer Bitterkeit auf eine List: Kam ein gemeiner Kassenpa-
tient, ließ sie ihn für 5 Euro einen Zettel kaufen. Auf dem
stand, wenn er noch 30 Euro bezahlte, bräuchte er nicht
auf seine Behandlung zu warten. Nachdem sich eine bö-
se Patientin öffentlich beschwerte, meldete der gerechte
König in der Kassenärztlichen Vereinigung, dass dies mit-
nichten Beutelschneiderei sei, sondern „Ausdruck ärztli-
cher Not ist“. So verkündeten die Herolde, dass gar viele
Patienten „die Ärztin zum Durchhalten aufgefordert hät-
ten“. Doch nahm es denn ein fürchterliches Ende, weil
die Ärztin ihr segensreiches Treiben abbrechen musste
und nun die Patienten ganz traurig sind, weil sie fürder-
hin kein „kleines Zeichen der Dankbarkeit“ mehr geben
können.  

Für Schnellrechner noch ein paar Fak-
ten zur „ärztlichen Not“: Die Ersatz-
kassen in Schleswig-Holstein haben
2002 pro Mitglied 545,97 Euro jähr-
lich an die KVSH für die vertragsärztli-
che Versorgung gezahlt und dies für
706.000 Mitglieder. Heute zahlen sie
557,33 Euro für nur noch 677.000 Mitglieder – also
deutlich mehr pro Mitglied. Die Antwort auf die Proble-
matik ist deshalb einfach: Bei steigender Arztzahl werden
die Kuchenstücke kleiner. Die Mitgliederverluste der
Ersatzkassen, die die höchsten Kopfpauschalen zahlen,
werden von den Billigkassen nicht aufgefangen. Trotz-
dem wäre es schön einmal zu hören, was Ärzte so ver-
dienen – damit man „die Not“, im Vergleich zu anderen
Berufsgruppen – einmal realistisch abschätzen kann.

R E F L E K T I E R T
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